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Eine ausreichende Versorgung der Menschheit mit gesunden Nahrungsmitteln, umwelt-

freundliche Energieerzeugung und Bewältigung des Klimawandels - das sind die Themen, 

die die zukünftige Entwicklung auf unserem Globus maßgeblich bestimmen. Immer mehr 

Menschen müssen von einer nicht vermehrbaren Landfläche leben. Ohne eine nachhalti-

ge Steigerung der Produktivität landwirtschaftlicher Nutzflächen werden die vor uns lie-

genden Herausforderungen nicht zu meistern sein. 

Zur nachhaltigen Steigerung der Flächenproduktivität sind zahlreiche Maßnahmen not-

wendig. Ein wichtiger Ansatzpunkt ist der züchterische Fortschritt bei den landwirtschaftli-

chen Kulturpflanzen. Neben den klassischen Methoden der Pflanzenzüchtung bieten mo-

derne Instrumente der Grünen Gentechnik wichtige Potenziale für eine nachhaltige Pro-

duktivitätssteigerung. 

Daher können wir es uns nicht leisten, auf Forschung in der Grünen Gentechik zu verzich-

ten. Forschung jedoch braucht verlässliche Rahmenbedingungen, damit die Forschenden 

ihre Verantwortung in der Kette „Forschung – Entwicklung – Innovation“ wahrnehmen 

können und ein rationaler Umgang mit dieser Technologie möglich ist. 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an Hochschulen, öffentlichen Forschungsein-

richtungen und mittelständischen Unternehmen sehen sich zunehmend gezwungen, ihre 

Forschungsvorhaben im Bereich der Grünen Gentechnik einzuschränken oder ganz auf-

zugeben. Es besteht die Gefahr, dass damit in  Deutschland eine wichtige Forschungs-

richtung verloren geht. 

Allein im Jahr 2008 haben Gentechnikgegnerinnen und -gegner rechtswidrig 25 Felder 

zerstört und die Aufgabe zahlreicher Forschungsprojekte mit gentechnisch veränderten 

Pflanzen erzwungen. Die Tendenz ist seit Jahren steigend. Mit der Zerstörung von Frei-

landversuchen wird nicht nur wichtige grundlagenwissenschaftliche Forschung an Pflan-

zen verhindert, sondern auch die essentielle sicherheitsrelevante Forschung auf dem Ge-
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biet der Grünen Gentechnik. Diese Straftaten verhindern Forschung und Entwicklung in 

zunehmendem Maße. 

Politik und Gesellschaft sollten ein hohes Interesse daran haben, dass Deutschland auch 

in der Forschung zur Grünen Gentechnik wieder eine Spitzenposition einnimmt und so 

seiner Verantwortung in der internationalen Gemeinschaft gerecht werden kann. Dafür 

sind die folgenden Punkte eine wesentliche Voraussetzung: 

• Forschung braucht verlässliche rechtliche und gesellschaftliche Rahmenbedin-

gungen. Politische Entscheidungen und gesetzliche Grundlagen sollten auf wis-

senschaftlich fundierter Nutzen/Risiko-Abwägung basieren. 

• Jede Forschung braucht ein aufgeschlossenes und kritisch-unterstützendes ge-

sellschaftliches Klima, damit der Erfindergeist gefördert und den Herausforderun-

gen der Zukunft begegnet werden kann. Dies sollte auch für die Forschung zur 

Grünen Gentechnik gelten. 

• Forschung an Pflanzen kann nicht auf Labore und Gewächshäuser beschränkt 

werden. Dies gilt für die Grundlagenforschung ebenso wie für die anwendungsori-

entierte Forschung. Ob neue Produkte unbedenklich und wettbewerbsfähig sind, 

lässt sich nur unter natürlichen Bedingungen im Freiland erforschen. Auch ganz 

grundlegende pflanzliche Prozesse können nur verstanden werden, wenn die Re-

levanz der im Labor und Gewächshaus erhaltenen Ergebnisse in der natürlichen 

Umwelt überprüft wird.  

 

Die aktuellen Entscheidungen der Politik zu den Freisetzungen von gentechnisch verän-

dertem Mais, Kartoffeln und Gerste sind widersprüchlich. Sie zeigen, dass eine eindeuti-

ge, an Sachargumenten orientierte Linie derzeit nicht vorhanden und dringend erforderlich 

ist. 

DFG und DLG fordern die maßgeblichen Entscheidungsträgerinnen und -träger in Politik 

und Gesellschaft auf, für die oben genannten Punkte einzutreten, den wissenschaftsba-

sierten Dialog voranzutreiben und die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass For-

schung in Freiheit und Verantwortung ermöglicht wird. 


